
    

 

Interventionsplan WBZ Ingelheim gGmbH 

 

Der Interventionsplan ist Bestandteil unseres Schutzkonzepts und beschreibt verbindliche Abläufe für 

den Umgang mit Verdachtsfällen von Grenzverletzungen, Gewalt oder anderen Formen von 

Fehlverhalten. 

Er dient dazu, Handlungssicherheit zu schaffen, Zuständigkeiten und Meldewege transparent zu regeln 

sowie betroffene Personen wirksam zu schützen. Alle Maßnahmen erfolgen unter Beachtung der 

gesetzlichen Vorgaben, der Persönlichkeitsrechte aller Beteiligten und der datenschutzrechtlichen 

Bestimmungen. 

 

1. Welche Vorfälle sollen erfasst werden? 

 

• Grenzverletzung 
Grenzverletzungen sind einmalige oder gelegentliche Verhaltensweisen, die unbeabsichtigt 

oder aus Unachtsamkeit persönliche Grenzen anderer Menschen überschreiten. Sie können 

verbal, nonverbal oder körperlich erfolgen und sind den handelnden Personen häufig nicht 

bewusst. Grenzverletzungen erfordern eine zeitnahe Klärung und Reflexion, um 

Wiederholungen zu vermeiden. 
 

• Übergriff 
Übergriffe sind bewusste oder wiederholte Grenzüberschreitungen, bei denen die Grenzen 

einer anderen Person missachtet werden. Sie erfolgen unabhängig davon, ob die betroffene 

Person ihre Ablehnung äußert, und können Ausdruck eines Macht- oder 

Abhängigkeitsverhältnisses sein. Übergriffe machen ein konsequentes Eingreifen sowie 

geeignete Schutz- und Interventionsmaßnahmen erforderlich. 
 

• Strafrechtlich relevantes Verhalten 
Strafrechtlich relevantes Verhalten liegt vor, wenn der Verdacht besteht, dass durch eine 

Handlung gegen geltendes Strafrecht verstoßen wurde. Hierzu können beispielsweise 

körperliche oder sexualisierte Gewalt, Nötigung, Bedrohung, Stalking oder andere strafbare 

Handlungen gehören. Die strafrechtliche Bewertung erfolgt durch die zuständigen 

Strafverfolgungsbehörden. Bei einem entsprechenden Verdacht wird nach den im 

Interventionsplan festgelegten Melde- und Entscheidungswegen gehandelt. 
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• Welche Formen von Gewalt berücksichtigen wir? 
o körperliche Gewalt 
o psychische Gewalt 
o sexualisierte Gewalt 
o verbale Gewalt 
o digitale Gewalt 
o Diskriminierung 
o Vernachlässigung 

 

 

2. Wer kann beteiligt sein? 

 

Im Rahmen eines Verdachtsfalls können – je nach Situation – unterschiedliche Personengruppen als 
betroffene, beschuldigte oder beteiligte Personen in Erscheinung treten: 
 

• Kinder und Jugendliche 
• Teilnehmende an Kursen und Veranstaltungen 
• Mitarbeitende 
• Selbstständig tätige Lehrbeauftragte 
• Ehrenamtliche 
• Besucherinnen und Besucher 
• Leitungskräfte 
• Mietende 

 

 

3. Wer ist im Verdachtsfall Ansprechperson? 
 

Meldungen werden von den Schutzbeauftragten des WBZ entgegengenommen. 
Sie erreichen die Schutzbeauftragten per E-Mail unter: 
schutzkonzept@wbz-ingelheim.de 
Wenn Sie ein persönliches Gespräch wünschen, stehen Ihnen die nachfolgend benannten 
Schutzbeauftragten als Ansprechpersonen zur Verfügung:  
 
- Sandra Mattes: Tel: 06132/7900349; E-Mail: s.mattes@wbz-ingelheim.de         

- Julia Wagner-Szabo: E-Mail: j.wagner-szabo@wbz-ingelheim.de 
- Melanie Pflüger: Tel.: 06132/79003-22; E-Mail: m.pflueger@wbz-ingelheim.de 

mailto:schutzkonzept@wbz-ingelheim.de
mailto:s.mattes@wbz-ingelheim.de
mailto:j.wagner-szabo@wbz-ingelheim.de
mailto:m.pflueger@wbz-ingelheim.de
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- Martin Konrath: T: 06132 - 79 003 34; E-Mail: m.konrath@wbz-ingelheim.de 
- Andreas Kreiner-Wolf: Tel: 06132 / 79003-13; E-Mail: a.kreiner-wolf@wbz-ingelheim.de 

 

 

4. Wie erfolgt die Meldung? 

 

• Meldungen können mündlich oder schriftlich erfolgen. 
• Für die Dokumentation wird ein Meldeformular verwendet – Regisafe: 226426. 
• Anonyme Meldungen sind nicht vorgesehen. Die Vertraulichkeit der gemeldeten Informationen 

wird gewahrt. Das weitere Vorgehen erfolgt, soweit möglich und rechtlich zulässig, in 
Abstimmung mit der betroffenen Person. 

• Beobachtungen oder Hinweise sind unverzüglich den unter Punkt 4 benannten 
Schutzbeauftragten mitzuteilen. 

• Die zuständigen Schutzbeauftragten prüfen das weitere Vorgehen und ziehen bei Bedarf eine 
externe Fachberatungsstelle hinzu. 

• Der Sachverhalt sowie die eingeleiteten Maßnahmen werden mithilfe des Meldeformulars 
sachlich dokumentiert und datenschutzkonform in Regisafe abgelegt. 
 

  

5. Wie wird dokumentiert? 

 

• Die Dokumentation erfolgt durch die zuständig und benannten Schutzbeauftragten des WBZ. 
• Alle relevanten Informationen zum Sachverhalt und zu den eingeleiteten Maßnahmen werden 

im Meldeformular festgehalten. 
• Die Dokumentation wird datenschutzkonform in Regisafe gespeichert. 
• Zugriff auf die Dokumentation haben ausschließlich die benannten Schutzbeauftragten des 

WBZ.  
• Personenbezogene Daten werden vertraulich und unter Beachtung der Datenschutz-

Grundverordnung (DSGVO) verarbeitet. Es werden ausschließlich die für die Bearbeitung des 
Verdachtsfalls erforderlichen Informationen dokumentiert. 

 

 

6. Wie wird der Verdacht bewertet? 

 

mailto:m.konrath@wbz-ingelheim.de
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• Über das weitere Vorgehen entscheiden die benannten Schutzbeauftragten des WBZ unter 

Einbeziehung einer externen Fachberatungsstelle. 
• Bei der Einschätzung des Verdachts werden insbesondere folgende Kriterien berücksichtigt:  

 
o Liegen konkrete Beobachtungen oder nachvollziehbare Hinweise vor? 
o Besteht eine akute Gefährdung der betroffenen Person? 
o Handelt es sich um eine einmalige Grenzverletzung oder um ein wiederholtes bzw. 

schwerwiegendes Verhalten? 
o Besteht ein Macht- oder Abhängigkeitsverhältnis zwischen den beteiligten Personen? 
o Sind unverzügliche Schutzmaßnahmen erforderlich? 
o Alter und Schutzbedürftigkeit der betroffenen Person. 
o Um welche Form des Vorfalls handelt es sich? 

 
• Die zuständige Fachbereichsleitung sowie die Geschäftsführung werden nach der Aufnahme und 

ersten Bewertung des Vorfalls unverzüglich informiert. 
 

 

7. Welche Sofortmaßnahmen sind erforderlich? 

 

• Akute Gefahr: 
o Die Gefährdungssituation ist unverzüglich zu beenden. 
o Die betroffene Person ist zu schützen und bis zur Klärung der Situation zu begleiten.  
o Beteiligte Personen sind räumlich zu trennen. Keine direkte Konfrontation zwischen der 

betroffenen und der beschuldigten Person.  
o Bei einer unmittelbaren Gefahr oder einer akuten Notlage ist unverzüglich die Polizei 

oder der Rettungsdienst zu verständigen. 
o Eine externe Fachberatungsstelle wird zeitnah hinzugezogen. Dabei wird zunächst der 

Sachverhalt geschildert; personenbezogene Daten werden nur übermittelt, soweit dies 
erforderlich und rechtlich zulässig ist. Transparenz gegenüber der betroffenen Person ist 
wichtig. 

o Die Erziehungsberechtigten werden durch die benannten Schutzbeauftragten 
informiert, sofern hierdurch keine Gefährdung der betroffenen Person zu erwarten ist. 
Das Vorgehen erfolgt – soweit möglich und rechtlich zulässig – in Abstimmung mit der 
betroffenen Person. 

 

• Keine akute Gefahr: 
o Eine externe Fachberatungsstelle wird zur Einschätzung des Sachverhalts hinzugezogen. 

Dabei wird zunächst der Sachverhalt geschildert; personenbezogene Daten werden nur 
übermittelt, soweit dies erforderlich und rechtlich zulässig ist. 

o Auf Grundlage der fachlichen Einschätzung werden die weiteren Maßnahmen 
festgelegt. 
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o Die Erziehungsberechtigten werden durch die benannten Schutzbeauftragten 

informiert, sofern hierdurch keine Gefährdung der betroffenen Person zu erwarten 
ist. Das Vorgehen erfolgt – soweit möglich und rechtlich zulässig – in Abstimmung mit 
der betroffenen Person. 

o Sofern erforderlich, werden das Jugendamt oder andere zuständige Stellen einbezogen. 
Die Entscheidung erfolgt unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben sowie des 
Schutzes der betroffenen Person. 

• Rechtliche Grundlagen 
Bei allen Maßnahmen sind die gesetzlichen Bestimmungen des Gesetzes zur Kooperation und 

Information im Kinderschutz (KKG), insbesondere § 4 KKG, sowie des Sozialgesetzbuches Achtes 

Buch (SGB VIII), insbesondere § 8b SGB VIII, zu beachten. 

 

8. Wann werden externe Stellen einbezogen? 

 

• Fachberatungsstelle: Eine externe Fachberatungsstelle ist grundsätzlich zur fachlichen 
Einschätzung des Verdachtsfalls hinzuzuziehen. 

• Jugendamt: Das zuständige Jugendamt ist einzubeziehen, wenn Anhaltspunkte für eine 
Kindeswohlgefährdung bestehen oder eine solche nicht ausgeschlossen werden kann. Dabei 
sind insbesondere die gesetzlichen Bestimmungen des § 4 Gesetz zur Kooperation und 
Information im Kinderschutz (KKG) und des § 8b Sozialgesetzbuch (SGB) – Achtes Buch (VIII) – 
Kinder – und Jugendhilfe zu beachten. 

• Polizei: Die Polizei ist unverzüglich zu verständigen, wenn eine akute Gefahr für Leib oder Leben 
besteht, eine Straftat unmittelbar bevorsteht oder begangen wird oder ein sofortiges 
polizeiliches Eingreifen zum Schutz der betroffenen Person oder anderer Personen erforderlich 
ist. 
 

 

9. Wie werden Betroffene unterstützt? 

 

• Der Erstkontakt erfolgt durch die benannten Schutzbeauftragten des WBZ. Bei Bedarf werden 
weitere Gespräche unter Einbeziehung einer externen Fachberatungsstelle geführt. 

• Die betroffene Person erhält Informationen über geeignete externe Beratungs- und 
Unterstützungsangebote. 

• Alle Schutzmaßnahmen orientieren sich am Wohl der betroffenen Person und werden unter 
Berücksichtigung des Einzelfalls sowie der Verhältnismäßigkeit getroffen. 

• Die Selbstbestimmung der betroffenen Person wird geachtet. Maßnahmen erfolgen transparent 
und – soweit möglich und rechtlich zulässig – in Abstimmung mit der betroffenen Person. 
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10. Umgang mit beschuldigten Personen 
 

• Gespräche mit der beschuldigten Person werden durch die benannten Schutzbeauftragten und 
die Geschäftsführung geführt. Bei Bedarf wird eine externe Fachberatungsstelle hinzugezogen. 

• Erforderliche arbeits- oder dienstrechtliche Maßnahmen werden unter Berücksichtigung des 
Einzelfalls sowie der geltenden gesetzlichen und arbeitsrechtlichen Bestimmungen geprüft. 

• Bis zur Klärung des Sachverhalts gilt die Unschuldsvermutung. Gleichzeitig werden geeignete 
Maßnahmen getroffen, um den Schutz der betroffenen Person sicherzustellen. 

• Über Freistellungen, Einsatzbeschränkungen oder andere organisatorische Maßnahmen 
entscheidet die Geschäftsführung unter Einbeziehung der Schutzbeauftragten und – soweit 
erforderlich – weiterer zuständiger Stellen. 

 

 

11. Kommunikation 

 

• Die Information der beteiligten Personen erfolgt ausschließlich durch die benannten 
Schutzbeauftragten und die Geschäftsführung, ggfs. auch externe Fachberatungsstellen. 

• Es gilt der allg. Grundsatz „Kenntnis nur, wenn erforderlich“ (Need-to-know-Prinzip). 
• Auskünfte gegenüber Medien oder der Öffentlichkeit erteilt ausschließlich die Geschäftsführung 

oder eine von ihr beauftragte Person. 
• Alle Beteiligten sind zur Vertraulichkeit verpflichtet. Informationen werden ausschließlich an die 

Personen weitergegeben, die sie zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben benötigen. 
• Es werden ausschließlich sachlich erforderliche Informationen unter Beachtung der 

datenschutzrechtlichen Bestimmungen und der Persönlichkeitsrechte der Beteiligten 
weitergegeben. Spekulationen und Gerüchte sind zu vermeiden. 

 

12. Nachsorge und Evaluation 

 

• Nach Abschluss des Falls wird geprüft, ob weitere Unterstützungs- oder Beratungsangebote für 
die betroffene Person erforderlich sind. 

• Betroffene Personen erhalten bei Bedarf Informationen über geeignete Beratungs- und 
Unterstützungsangebote. 

• Sofern erforderlich, werden Mitarbeitende oder Teams durch Gespräche oder externe 
Fachberatungsstellen begleitet. 
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• Der Fall wird unter Wahrung des Datenschutzes ausgewertet, um Erkenntnisse für die 

Weiterentwicklung des Schutzkonzepts sowie für Präventions- und 
Qualifizierungsmaßnahmen zu gewinnen. 

 

Der Interventionsplan wird regelmäßig überprüft und bei Bedarf an neue rechtliche, fachliche oder 

organisatorische Anforderungen angepasst. 

 

 

 

 

 


